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August 2025 

Wichtige Entwicklungen im deutschen 
Kartellrecht im 1. Halbjahr 2025 

Die Kartellrechtsdurchsetzung im 1. Halbjahr 2025 wartet mit einem bunten Strauß an The-
men auf. Neben den Dauerbrennern § 19a GWB und einer weiteren BGH-Entscheidung im 
Nachgang zum Lkw-Kartell gab es unter anderem Bußgelder, Zusammenschlüsse in der 
europäischen Verteidigungsindustrie und nicht zuletzt Neuigkeiten für Fußballinteressierte. 
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Wettbewerbsstörung im Kraftstoffgroßhandel 
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Kartellschadensersatz 
BGH: Lkw-Kartell VI 

Schätzung des Kartellschadens nach § 287 ZPO  
durch die Instanzgerichte 

Abtretung von Kartellschadensersatzansprüchen 

Kein Schadensersatz für rechtswidrigen Zwangsabstieg 

I. Wettbewerbspolitik im Koalitionsvertrag  

Die neue Bundesregierung stellt die Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands und Europas in 
den Mittelpunkt ihrer Wettbewerbspolitik. Dem 
entsprechend hebt der Koalitionsvertrag die 
Modernisierung des Kartellrechts, die 
Verfahrensbeschleunigung sowie die konsequente 
Durchsetzung des Digital Market Acts hervor. 
Erklärtes Ziel ist es, faire Wettbewerbsbedingungen 
zu schaffen, Innovationen zu fördern und 
regulatorische Hürden spürbar abzubauen. Dem 
Zukunftsthema KI widmet die Koalition eine 
Expertenkommission für „Wettbewerb und 
Künstliche Intelligenz“ im Bundeswirtschafts-
ministerium. Besondere Aufmerksamkeit gilt auch 
der Berücksichtigung europäischer Souveränitäts- 
und Sicherheitsinteressen, insbesondere im Bereich 
der Fusionskontrolle.  
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II. Fusionskontrolle 

1. Übernahme von Schlachthöfen untersagt 

Mitte Juni 2025 untersagte das Bundeskartellamt 
(„BKartA“) Tönnies den Erwerb dreier Schlachthöfe 
von Vion in Bayern und Baden-Württemberg. Die 
vertikal integrierte Tönnies-Gruppe ist einer der füh-
renden Akteure der Schlachtung von Schweinen und 
Rindern in Deutschland. Vion ist nach Darstellung 
des BKartA der bisherige Marktführer im Bereich der 
Rinderschlachtung in Süddeutschland.  

Laut BKartA hätte die Übernahme der Schlachthöfe 
auf mehreren regionalen Schlachtmärkten zur Ent-
stehung bzw. Verstärkung einer marktbeherrschen-
den Stellung von Tönnies geführt. Umfangreiche Er-
mittlungen sowie die Auswertung unterschiedlicher 
Datenquellen zur Erfassung von Schlachttieren hät-
ten gezeigt, dass der Zusammenschluss die Aus-
weichmöglichkeiten der Erzeuger und Abnehmer 
verringert und die wettbewerblichen Handlungs-
spielräume von Tönnies in bedenklichem Maße er-
weitert hätte. 

Vorschläge von Tönnies zur Abwendung der wett-
bewerblichen Bedenken, welche die Veräußerung 
und Verpachtung von Standorten an von Tönnies 
bestimmte Erwerber beinhalteten, bewertete das 
Amt als unzureichend. Gegen den Beschluss des 
BKartA hat Tönnies zwischenzeitlich Beschwerde 
beim OLG Düsseldorf eingereicht. 

Obgleich mit diesem Vorhaben gerade erst beim 
BKartA „abgeblitzt“, arbeitet Tönnies bereits am 
nächsten Projekt, das die Behörde beschäftigen 
wird: Ihre Tochter, die Zur Mühlen Gruppe, beab-
sichtigt eine Mehrheitsbeteiligung i.H.v. 50,05 % am 
Wettbewerber The Family Butchers zu erwerben 
und damit ihre Position im deutschen Wurstmarkt zu 
stärken. In den vergangenen Jahren hatte die Zur 
Mühlen Gruppe bereits zahlreiche Wursthersteller 
übernommen, darunter Dölling-Hareico, Zimbo, 
Eberswalder, Marten, Könecke und Nölke (Gutfried). 

2. Zusammenschlüsse im Rüstungsbereich 

Die europäische Rüstungsindustrie stellt sich für 
die erwarteten erheblichen Investitionen der EU-

Mitgliedstaaten in die Verteidigung auf. Davon zeu-
gen nicht zuletzt mehrere Zusammenschlussvorha-
ben, die das BKartA im Berichtszeitraum jeweils in 
der ersten Phase freigegeben hat.  

Den Auftakt bildete die Freigabe der Gründung eines 
Joint Ventures („JV“) zwischen der Rheinmetall AG 
und der italienischen Leonardo S.p.A. im Ja-
nuar 2025. Das JV Leonardo Rheinmetall Military Ve-
hicles („LRMV“) mit Sitz in Rom soll als Hauptauftrag-
nehmer und Systemintegrator für das italienische 
Verteidigungsministerium im Bereich militärischer 
gepanzerter Fahrzeuge (insbesondere Kampf- und 
Schützenpanzer) fungieren. Nach Vorgaben des Mi-
nisteriums muss mindestens 60 % der Wertschöp-
fung in Italien erfolgen. Rheinmetall bringt seine 
Plattformen für die Panther- und Lynx-Panzer ein, 
während Leonardo die Verteidigungselektronik bei-
steuert. Das BKartA stufte das Vorhaben als wettbe-
werblich unbedenklich ein, da keine der Parteien die 
erwarteten Aufträge allein hätte erfüllen können und 
sich ihre Aktivitäten weitgehend ergänzen. 

Rheinmetall ist an einem weiteren grenzüberschrei-
tenden JV beteiligt, dessen Gründung im April aus 
ähnlichen Erwägungen heraus freigegeben wurde. 
Dabei handelt es sich um ein JV unter Beteiligung 
von Rheinmetall, KNDS Deutschland, KNDS France 
und Thales SIX GTS France zur Entwicklung des 
modularen Main Ground Combat Systems („MGCS“). 
Die MGCS-Projekt Company soll in Deutschland an-
sässig sein und die industrielle Entwicklung eines 
Multiplattformsystems für gepanzerte Fahrzeuge 
übernehmen, das perspektivisch ab den 2040er 
Jahren die von KNDS hergestellten Kampfpanzer Le-
opard 2 und Leclerc ersetzen soll. Kunden des JV 
werden die deutsche und französische Regierung 
sein. 

Der aus der Fusion von Krauss-Maffei Wegmann und 
Nexter hervorgegangene deutsch-französische 
Rüstungskonzern KNDS hat zudem eine strategi-
sche Beteiligung an der RENK Group AG auf 25 % + 
1 Stimme aufgestockt. RENK ist ein führender Anbie-
ter von Getrieben und Federungssystemen für mili-
tärische Fahrzeuge, die von der Bundeswehr, ande-
ren NATO-Ländern und den US-Streitkräften ver-
baut werden. Neben KNDS beziehen auch andere 
Gesamtsystemanbieter Getriebe und andere Kom-
ponenten von RENK. Das BKartA kam zu dem 
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Schluss, dass aufgrund RENKs hoher Produktions-
kapazitäten keine Verschlusswirkungen oder sons-
tige wettbewerblichen Nachteile für andere Kunden 
zu erwarten seien. Zudem bleibe die Einflussnahme 
von KNDS auf RENK mangels Kontrollerwerb be-
grenzt. 

3. Weitere Freigaben im Vorprüfverfahren 

Auch im Fall UniCredit/Commerzbank handelt es 
sich um eine nicht-kontrollierende Minderheitsbetei-
ligung. Die UniCredit S.p.A., eine der größten euro-
päischen Bankengruppen, erhielt im April vom 
BKartA grünes Licht für den Erwerb von bis zu 
29,99 % der Anteile an der Commerzbank AG. Das 
BKartA untersuchte im Rahmen seiner Prüfung 
schwerpunktmäßig die Auswirkungen auf den Wett-
bewerb im deutschen Privat- und Firmenkundenge-
schäft, in denen beide Banken die gängigen Bank- 
und Finanzdienstleistungen anbieten. Das Amt kam 
zu dem Schluss, dass trotz einer Stärkung der 
Marktposition von UniCredit weiterhin eine Vielzahl 
bedeutender Wettbewerber – darunter Sparkassen, 
Volks- und Raiffeisenbanken sowie andere Privat-
banken – aktiv blieben. Auch in den besonders be-
troffenen Segmenten, wie der Mittelstandsfinanzie-
rung und dem Außenhandelsgeschäft, bestünden für 
die Kunden zahlreiche Ausweichalternativen, so 
dass keine erhebliche Behinderung des Wettbe-
werbs zu befürchten sei. 

Der Erwerb einer 10%igen Beteiligung an der airBal-
tic Corporation AS durch die Deutsche Lufthansa 
AG blieb zwar deutlich unter der 25 %-Schwelle, be-
inhaltete jedoch aufgrund der damit einhergehenden 
zusätzlichen Rechte hinsichtlich der Beschlussfas-
sung bei airBaltic und einer deutlich erweiterten 
Wetlease-Kooperation den Erwerb eines wettbe-
werblich erheblichen Einflusses. Der im Juni erfolg-
ten Freigabe war eine Untersuchung der Auswirkun-
gen auf den Wettbewerb insbesondere bei Flugver-
bindungen zwischen Deutschland und dem Baltikum 
vorausgegangen. Auf mehreren dieser Strecken ste-
hen Lufthansa und airBaltic in direktem Wettbewerb 
zueinander, wobei die Anzahl alternativer Flugge-
sellschaften begrenzt ist. Obgleich das BKartA dies 
für problematisch hielt, musste es das Vorhaben ge-
nehmigen, da es sich bei den betroffenen Strecken 
um sog. Bagatellmärkte mit sehr geringen Umsätzen 

handelte, hinsichtlich derer eine Untersagung nicht 
möglich ist. 

Auch bei der Übernahme der Medienholding Süd 
durch die Neue Pressegesellschaft sah sich das 
Amt gezwungen, den Zusammenschluss trotz er-
heblicher wettbewerblicher Bedenken zu genehmi-
gen. Die Behörde befürchtete, dass die Vereinigung 
des "Schwarzwälder Boten" und der "Südwest 
Presse" unter einem Dach zur Entstehung einer 
marktbeherrschenden Stellung führen könnte, da 
diese beiden Titel in einigen Regionen Baden-Würt-
tembergs die einzigen Wettbewerber im Bereich re-
gionaler Tageszeitungen sind. Allerdings handelte es 
sich bei den betroffenen Märkten wiederum um Ba-
gatellmärkte. Das BKartA konnte in beiden Fällen ei-
nen gewissen Unmut über das aus seiner Sicht un-
befriedigende Ergebnis nicht verhehlen. 

4. BGH zur Berücksichtigung von Zusagen  

Ein im Februar ergangener Beschluss des BGH zur 
Beurteilung der Gründung eines paritätischen JV der 
Deutschen Telekom GmbH und der EWE AG zum 
Bau und Betrieb eines Glasfasernetzes im Rahmen 
der kartellrechtlichen Doppelkontrolle ist unter zwei 
Aspekten interessant.  

In prozessualer Hinsicht hat der BGH klargestellt, 
dass die Zulassung der Rechtsbeschwerde nach der 
aktuellen Gesetzeslage (§ 78 Abs. 6 S. 3 GWB) nur 
für diejenigen Verfahrensbeteiligten wirkt, die die 
Zulassung tatsächlich erstritten haben. Andere Be-
teiligte können sich nicht nachträglich auf die zuge-
lassene Rechtsbeschwerde berufen. Die Möglichkeit 
der Revision wird somit auf erfolgreiche Nichtzu-
lassungsbeschwerdeführer beschränkt. Hinsicht-
lich der bis zum 18.1.2021 geltenden Fassung des 
§ 75 GWB ging die herrschende Meinung hingegen 
davon aus, dass die Zulassung der Rechtsbe-
schwerde Wirkung für alle Verfahrensbeteiligten hat.  

Im Mittelpunkt der BGH-Entscheidung stand indes 
die materielle Frage, wie im Rahmen der Fusionskon-
trolle mit zuvor im Kartellverfahren (§ 32b GWB) für 
verbindlich erklärten Verpflichtungszusagen umzu-
gehen ist. Der Ausgangsfall war im Jahr 2019 nach 
der Doppelkontrolle sowohl auf die Vereinbarkeit 
mit dem Kartellverbot des § 1 GWB als auch fusions-
kontrollrechtlich geprüft worden. Dabei hatte das 
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BKartA im Kartellverbotsverfahren abgegebene be-
fristete Verpflichtungszusagen der Beteiligten 
nach § 32b GWB für bindend erklärt und diese Zusa-
gen materiell bei der Entscheidung im Fusionskon-
trollverfahren berücksichtigt. Das OLG Düsseldorf 
ging allerdings davon aus, dass die streitgegen-
ständlichen Verpflichtungszusagen in struktureller 
und zeitlicher Hinsicht nicht ausgereicht hätten, um 
die vom Amt festgestellten schädlichen Zusammen-
schlusswirkungen zu beseitigen. Es hob daher auf 
die Beschwerde von Vodafone hin die Freigabeent-
scheidung auf. 

Nach erfolgreicher Nichtzulassungsbeschwerde von 
BKartA und Telekom betont der BHG nunmehr, dass 
bei der Prognoseentscheidung nach § 36 Abs. 1 
GWB – also der Beurteilung, ob durch den Zusam-
menschluss wirksamer Wettbewerb erheblich behin-
dert würde – der Sachverhalt zugrunde zu legen ist, 
wie er sich nach Abschluss des Kartellverfahrens un-
ter Berücksichtigung etwaiger Zusagen darstellt. 
Demnach sind die im Kartellverfahren eingegange-
nen Zusagen auch dann bei der Fusionskontrollent-
scheidung zu beachten, wenn sie befristet und ver-
haltensorientiert sind. Dies gilt selbst dann, wenn 
solche Verhaltenszusagen wegen des Verbots der 
laufenden Verhaltenskontrolle (§ 40 Abs. 3 S. 2 
GWB) als fusionskontrollrechtliche Nebenbestim-
mungen unzulässig wären. Der BGH stellt jedoch 
klar, dass keine unzulässige Umgehung der Fusions-
kontrollvorschriften vorliegen dürfe und gab dem 
OLG Düsseldorf auf, diese Frage unter Berücksichti-
gung des Sachvortrags der Parteien zu prüfen.  

III. Missbrauchsverbot 

1. Digitalkonzerne im Fokus (§ 19a GWB) 

Auch im Berichtszeitraum hat das BKartA mehrere 
Verfahren gegen (Digital-)Unternehmen mit überra-
gender marktübergreifender Bedeutung weiter vo-
rangetrieben.  

Im Februar 2025 hat das Amt gegenüber Apple seine 
Bedenken im Hinblick auf das App Tracking Trans-
parency Framework (ATTF) des Unternehmens ge-
äußert. Das vor gut vier Jahren eingeführte ATTF 
schreibt App-Anbietern in Apples iOs App Store vor, 
dass die Anbieter eine (zusätzliche) Nutzereinwilli-

gung einholen müssen, bevor sie Zugang zu be-
stimmten Nutzerdaten für Werbezwecke erhalten. 
Dieses Erfordernis besteht allerdings nur hinsichtlich 
Dritt-App-Anbietern und greift nicht für Apple selbst 
ein. In dieser Selbstbevorzugung seitens Apple sieht 
das BKartA nach vorläufiger Einschätzung einen 
Verstoß sowohl gegen § 19a Abs. 2 GWB als auch 
gegen die „klassische“ Missbrauchsvorschrift des 
Art. 102 AEUV. Das Amt steht mit dieser Sichtweise 
insbesondere den europäischen Gerichten und der 
EU-Kommission nah. Diese hatten zulasten von Alp-
habet/Google wegen einer Selbstbevorzugung bei 
Google Shopping eine Milliardengeldbuße verhängt 
(2017) bzw. gerichtlich bestätigt (2021, 2024). 

Anfang April 2025 informierte das BKartA über einen 
Erfolg in einem der § 19a-GWB-Verfahren gegen 
Alphabet/Google. Laut Pressemitteilung hat sich das 
Unternehmen verpflichtet, mehrere seitens des 
Amts beanstandete Wettbewerbsbeschränkungen 
im Bereich Google Maps Platform und Google Auto-
motive Services zu beenden (ausführlich dargestellt 
in den Newslettern 1/2023 und 1/2024). Insbeson-
dere angesichts der nunmehr bestehenden Wahl- 
und Kombinationsmöglichkeiten der Kunden von 
Alphabet/Google sieht sich das BKartA in seinem 
restriktiven Vorgehen bestätigt. 

Auch Amazon blieb im Berichtszeitraum nicht von 
den behördlichen Aktivitäten unter der Geltung des 
§ 19a GWB verschont. Anfang Juni 2025 teilte das 
BKartA Amazon seine Auffassung mit, wonach Preis-
obergrenzen auf dem Amazon Marketplace gegen 
die kartellrechtlichen Missbrauchsvorschriften ver-
stoßen sollen. Dahinter steht die Geschäftspraxis, 
dass Amazon aus seiner Sicht „zu hohe“ oder „nicht 
wettbewerbsfähige“ Preise der Marketplace-Händ-
ler nicht mehr in der produktspezifischen Buy Box 
erscheinen lässt. Eigenen Angaben nach möchte 
Amazon durch dieses Vorgehen als preislich attrak-
tive Online-Plattform wahrgenommen werden und 
möglichst günstige Preise für Verbraucher anbieten. 
Ohne Details verlautbaren zu lassen, stört sich das 
BKartA vor allem daran, dass allein Amazon die 
Preisobergrenzen festlege und hierbei keinerlei 
Transparenz herrsche. Der weitere Verfahrensgang 
bleibt mit Spannung abzuwarten. Amazon hat be-
reits am Tag der Pressemitteilung des BKartA selbst-
bewusst mitgeteilt, dass die Ansicht des Amts „kei-
nen Sinn“ ergebe. 

https://www.sza.de/de/thinktank/wichtige-entwicklungen-im-deutschen-kartellrecht-im-1-halbjahr-2023/
https://www.sza.de/de/thinktank/wichtige-entwicklungen-im-deutschen-kartellrecht-im-1-halbjahr-2024/
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Ein aktueller Überblick zu allen § 19a-GWB-Verfah-
ren ist auf der Internetseite des Amts abrufbar. 

2. Neues zur unternehmensbedingten 
Abhängigkeit 

In einer Entscheidung aus dem März 2025 hat der 
Kartellsenat des BGH nach längerer Zeit wieder Ge-
legenheit gehabt, grundsätzliche Erwägungen zur 
unternehmensbedingten Abhängigkeit nach § 20 
Abs. 1 GWB festzuhalten. 

Über die konkrete Fallkonstellation hinaus (Neuver-
pachtung eines Steinbruchs unter Nichtberücksich-
tigung des allein auf den Betrieb dieses Steinbruchs 
ausgerichteten Vorpächters) beschreibt der BGH 
den Zweck des § 20 GWB generalisierend dahinge-
hend, dass die Norm verhindern solle, dass markt-
mächtige Unternehmen ihre vom Wettbewerb nicht 
hinreichend kontrollierten Handlungsspielräume 
zum Nachteil Dritter ausnutzen und dadurch das 
Marktgeschehen stören. Nicht bezweckt sei hinge-
gen ein rein einseitiger Sozialschutz oder ein Schutz 
vor geschäftlichen Fehlentscheidungen. 

In zeitlicher Hinsicht bekräftigt der BGH seine Auf-
fassung, dass die Prüfung von ausreichenden und 
zumutbaren Ausweichmöglichkeiten (in der Ent-
scheidung zur Pacht eines anderen Steinbruchs) auf 
den Zeitpunkt der etwaigen Behinderung oder Dis-
kriminierung abstelle. Ob und inwieweit eine unter-
nehmensbedingte Abhängigkeit in der Vergangen-
heit bestanden und wer diese verursacht habe, sei 
erst bei der Interessenabwägung nach §§ 20, 19 
Abs. 2 Nr. 1 GWB zu berücksichtigen. 

Letztlich nahm der BGH im konkreten Fall eine unbil-
lige Behinderung und unzulässige Diskriminierung 
insbesondere deshalb an, da die Nichtberücksichti-
gung des Vorpächters den alleinigen Zweck gehabt 
haben soll, den Wettbewerb benachbarter Stein-
bruchbetreiber zu beschränken. 

Die Entscheidung zeigt anschaulich, dass die Vor-
schrift des § 20 GWB auch über die üblichen Kons-
tellationen der Lieferverweigerung oder dem Zugang 
zu Vertriebssystemen auch Bedeutung in eher aty-
pischen Fällen haben kann. 

3. Tchibo vs. Aldi Süd: Angebote unter 
„Einstandspreis“ 

Mit Fragen des § 20 GWB beschäftigte sich auch das 
LG Düsseldorf in einem Urteil vom 16. Januar 2025. 

Grundlage für das Verfahren war eine Klage des Kaf-
feekonzerns Tchibo gegen den Discounter Aldi Süd. 
Tchibo warf dem Lebensmitteleinzelhändler vor, 
Kaffeeprodukte seiner Handels-Eigenmarke unter 
Einstandspreis und damit im Widerspruch zu § 20 
Abs. 3 S. 1 GWB anzubieten. 

Das Gericht wies die Klage als unbegründet ab. Dies 
wurde vor allem damit begründet, dass sich das Ver-
bot des Verkaufs unter Einstandspreis allein auf den 
Handel mit fremdbezogenen Waren und Dienstleis-
tungen beziehe. Beim Absatz des durch Aldi selbst 
produzierten Kaffees komme das Verbot nicht zur 
Anwendung. Darüber hinaus hielt das LG Düsseldorf 
fest, dass es Aldi damit freistehe, Kunden mit Nied-
rigpreisen zum Einkauf in seinen Ladengeschäften 
zu bewegen. 

4. Update zu den Fernwärme-Verfahren 

Im Nachgang zur Einleitung von Verfahren gegen 
sieben Stadtwerke und Fernwärmeversorger Ende 
des Jahres 2023 (siehe Newsletter 2/2023) teilte 
das BKartA am 20. März 2025 den aktuellen Verfah-
rensstand mit. 

Nach den bisherigen Ermittlungen sieht das Amt den 
Anfangsverdacht als erhärtet an, wonach Versorger 
zulasten der Verbraucher rechtswidrige Preisanpas-
sungsklauseln verwendet haben sollen. Die Unter-
nehmen können nun Stellung beziehen und ihre Ar-
gumente vorbringen. Angesichts ihrer jeweiligen ge-
bietsmäßigen Monopolstellung bei der Fernwärme-
versorgung ist zweifelhaft, ob sie das BKartA wer-
den umstimmen können. 

IV.  Kartellverbot 

1. Bußgeldverfahren  

Mitte Mai verhängte das BKartA gegen sieben Stra-
ßenreparatur-Unternehmen Geldbußen von insge-
samt EUR 10,5 Mio. wegen Kunden- und Submissi-

https://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Publikation/DE/Downloads/Liste_Verfahren_Digitalkonzerne.html
https://www.sza.de/de/thinktank/wichtige-entwicklungen-im-deutschen-kartellrecht-im-2-halbjahr-2023/
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onsabsprachen. SZA hat eines der betroffenen Un-
ternehmen, die Gerhard Herbers GmbH, in diesem 
komplexen Kartellverfahren vertreten und im Wege 
eines Settlements eine erhebliche Bußgeldreduktion 
erwirkt.  

Das vorgeworfene Verhalten weist klassische Ele-
mente von Submissionsabsprachen auf. Die Unter-
nehmen sollen unter anderem Auftraggeber der öf-
fentlichen Hand aus den Bundesländern Sachsen, 
Thüringen und Sachsen-Anhalt unter sich aufgeteilt 
haben, darunter Kommunen und Landesstraßenbau-
behörden. Dazu sollen sie Landkreise in den Bundes-
ländern einem oder mehreren Unternehmen zuge-
teilt und in einer Landkarte festgehalten haben. Bei 
anstehenden Ausschreibungen sollte dann jeweils 
ein Unternehmen, dem der betreffende Landkreis 
zufiel, zum Zuge kommen. 

Betroffen waren Ausschreibungen von öffentlichen 
Auftraggebern, die Maßnahmen der Straßenrepara-
tur (Oberflächenbehandlung, Flicken, Rissesanie-
rung) oder die Belieferung mit Bitumenemulsion oder 
Splitt umfassten.  

Wie zumeist in Kartellverfahren zulasten der öffent-
lichen Hand war neben der durch das Unternehmen 
begangenen kartellrechtsrelevanten Ordnungswid-
rigkeit auch die Strafbarkeit der natürlichen Perso-
nen nach § 298 StGB (Wettbewerbsbeschränkende 
Absprachen bei Ausschreibungen/Submissionsbe-
trug) zu beachten. Vor diesem Hintergrund erfolgte 
eine parallele Verfahrensführung durch das Bundes-
kartellamt und die Staatsanwaltschaft.  

Das Bundeskartellamt hat ebenfalls im Mai 2025 sein 
Verfahren Audioprodukte gegen die SZA-Mandan-
tin Sennheiser und gegen Sonova betreffend Con-
sumer Electronics-Produkte abgeschlossen und 
eine Geldbuße in Höhe von insgesamt knapp EUR 6 
Mio. wegen vertikaler Preisbindung gegen die bei-
den Unternehmen und drei Personen verhängt. Bei 
Sonova handelt es sich um einen schweizerischen 
Konzern, der den betroffenen Geschäftsbereich 
Consumer Electronics noch während der Tatzeit er-
worben hatte. Diesbezüglich werden hochwertige 
Produkte im Bereich der Unterhaltungselektronik, 
darunter Audioprodukte, insbesondere Kopfhörer, 
produziert und vertrieben.   

Gegen Sennheiser und Sonova hat zudem die öster-
reichische Bundeswettbewerbsbehörde BWB ein 
paralleles Verfahren wegen vertikaler Preisbindung 
geführt, das durch Entscheidung des zuständigen 
Oberlandesgerichtes Wien als Kartellgericht Ende 
Juli 2025 abgeschlossen worden ist. Die ursprüngli-
che Durchsuchungsaktion im September 2022 
wurde zunächst im Wege eines Amtshilfeersuchens 
der BWB durch das BKartA durchgeführt und auch 
im weiteren Verlauf der Verfahren haben sich die 
beiden Behörden abgestimmt.  

2. Fußball: 50+1-Regel 

Die Debatte über die Umsetzung der 50+1-Regel ist 
der Dauerbrenner im deutschen Profifußball. Mitte 
Juni hat das BKartA sich nun erneut geäußert. Auf 
Ersuchen der DFL befasst es sich bekanntlich be-
reits seit 2018 mit der Frage, welche Grenzen exter-
nen Investoren in der Bundesliga und der 2. Bundes-
liga gesetzt werden sollen (s. Newsletter 1/2024).  

Auch unter Berücksichtigung der jüngsten EuGH-
Rechtsprechung i. Sa. Super League, ISU und Royal 
Antwerp hat das BKartA weiterhin keine grundlegen-
den Bedenken. Demnach bewirke die 50+1-Regel 
zwar eine Wettbewerbsbeschränkung, jedoch sei 
eine Ausnahme vom Kartellverbot möglich. Man för-
dere letztlich das Gemeinwohlziel, breiten Bevölke-
rungsschichten mitbestimmende Partizipations-
möglichkeiten zu sichern.  

Um auch künftig eine rechtssichere Anwendung der 
Regel sicherzustellen, müssten indessen konkrete 
Maßnahmen folgen, weshalb das BKartA seine 
jüngste Äußerung mit konkreten Empfehlungen ver-
sehen hat. Im Kern müssten alle Klubs grundsätzlich 
homogene Wettbewerbsbedingungen vorfinden. Die 
DFL müsse daher in ihrer Lizenzierungspraxis darauf 
achten, dass durchgängig alle Vereine der Bundes-
liga und 2. Bundesliga ihren Fans die Möglichkeit 
bieten, als stimmberechtigtes ordentliches Neumit-
glied aufgenommen zu werden. Zudem sei sicherzu-
stellen, dass die Wertungen der 50+1-Regel auch bei 
Abstimmungen konsequent beachtet werden. 
Schließlich seien Bestandsschutzregeln für die vor-
maligen Förderklubs nachzubessern. 

https://www.sza.de/de/thinktank/wichtige-entwicklungen-im-deutschen-kartellrecht-im-1-halbjahr-2024
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3. Wettbewerbsstörung im 
Kraftstoffgroßhandel 

Im März machte das BKartA im Kraftstoffgroßhandel 
erstmals Gebrauch von einem neuen, in § 32f Abs. 3 
GWB normierten, Wettbewerbsinstrument. Dieses 
sieht ein mehrstufiges Verfahren vor und erlaubt es 
dem Amt im Anschluss an eine Sektoruntersuchung, 
eine erhebliche und fortwährende Störung des 
Wettbewerbs festzustellen. Darauf aufbauend 
können Abhilfemaßnahmen verhängt werden, auch 
ohne konkrete Feststellung eines Kartellrechtsver-
stoßes. Das Instrument ist subsidiär zu den sonsti-
gen Befugnissen des BKartA.  

In einer im April 2022 eingeleiteten und Anfang 2025 
abgeschlossenen Sektoruntersuchung hatten sich 
Anhaltspunkte für erhebliche wettbewerbliche Risi-
ken der im Kraftstoffgroßhandel genutzten Preisin-
formationsdienste ergeben. Die Veröffentlichung 
detaillierter Marktinformationen erhöht das Risiko ei-
ner Kollusion, also einer stillschweigenden Einigung 
auf ein über dem Wettbewerbspreis liegendes Preis-
niveau. Auch besteht nach Ansicht des Amtes die 
Gefahr, dass Marktteilnehmer Preisnotierungen ge-
zielt manipulieren. Die herkömmlichen Befugnisse 
genügen laut BKartA nicht, um die festzustellenden 
Wettbewerbsdefizite dauerhaft zu beseitigen. Das 
Amt prüft nun die Auswirkungen der beiden am häu-
figsten genutzten Preisinformationsdienste von Ar-
gus Media und S&P Global. 

4. BGH-Vorlage zu Geschäftsführerhaftung 

Der BGH hat dem EuGH die Frage vorgelegt, ob es 
mit EU-Recht vereinbar ist, dass ein Unternehmen, 
gegen das ein Bußgeld wegen eines Kartellrechts-
verstoßes verhängt wurde, seine Geschäftsführer 
oder Vorstandsmitglieder dafür in Regress nehmen 
kann. 

Im zugrundeliegenden Fall hatten zwei Gesellschaf-
ten einer Unternehmensgruppe (eine GmbH und eine 
AG) ihren ehemaligen Geschäftsführer und Vor-
standsvorsitzenden auf Erstattung eines gegen die 
GmbH verhängten Kartellbußgelds sowie auf Ersatz 
von IT- und Anwaltskosten verklagt. Hintergrund 
war die Beteiligung des Beklagten an einem Preis-
kartell in der Stahlindustrie.  

Die Vorinstanzen wiesen die Klage ab und argumen-
tierten, dass der Zweck von Kartellbußgeldern – die 
Sanktionierung des Unternehmens – unterlaufen 
würde, falls das Unternehmen die Bußgeldlast auf 
das Leitungsorgan abwälzen könnte. Der BGH sieht 
Klärungsbedarf zu ebendiesem Punkt und fragt, ob 
das Unionsrecht eine Haftung der Geschäftsführer 
und Vorstände ausschließt, da die Wirksamkeit und 
Abschreckungswirkung von Kartellbußgeldern be-
einträchtigt sein könnten. Die Entscheidung des 
EuGH zu dieser höchst praxisrelevanten Frage bleibt 
abzuwarten. 

5. OLG Düsseldorf zum Aluminiumkartell 

Dass sich ein Einspruch gegen einen Bußgeldbe-
scheid des BKartA lohnen kann, zeigen zwei Urteile 
des OLG Düsseldorf i. Sa. Aluminiumschmieden: 
Ende 2020 hatte das BKartA gegen fünf Aluminium-
schmieden ein Bußgeld von rund EUR 175 Mio. ver-
hängt. Drei der Unternehmen hatten kooperiert und 
den Tatvorwurf im Rahmen einer einvernehmlichen 
Verfahrensbeendigung eingeräumt. Die übrigen Un-
ternehmen, Leiber Group und Otto Fuchs, wehrten 
sich gegen die Bußgeldverhängung. 

Anfang Februar erzielte zunächst die Leiber Group 
ein Verständigungsurteil. Hierbei reduzierte das 
Gericht das vom BKartA gegen die Leiber Group ver-
hängte Bußgeld wegen Kartellrechtsverstößen zwi-
schen den Aluminiumschmieden um knapp 80 %. Zu-
dem nahm es eine Einschränkung des Tatvorwurfs 
vor, wonach es zwar einen kartellrechtswidrigen In-
formationsaustausch, aber keine Preisabsprachen 
gegeben habe. 

Anfang März erging dann ein streitiges Urteil ge-
genüber Otto Fuchs. Das Gericht verhängte gegen 
den Hersteller von Aluminiumteilen eine Geldbuße 
von EUR 30 Mio. Dies bedeutet eine Bußgeldreduk-
tion von EUR 115 Mio. gegenüber dem durch das 
BKartA verhängten Betrag. OLG berücksichtigte bei 
der Bußgeldhöhe, dass der Informationsaustausch 
oft wenig konkret war und Preisbestandteile erör-
tert wurden, die nur einen geringen Kostenanteil 
betrafen, sodass das Schadenspotential trotz hoher 
kartellbetroffener Umsätze gering war. Auch hätten 
sich die Schmieden in einer durch Verhandlungs-
druck geprägten „Sandwich-Position“ zwischen 
Aluminiumlieferanten und Autoherstellern befunden. 
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Das BKartA hat gegen die Entscheidung Rechtsbe-
schwerde beim BGH eingelegt.  

Auch drei Führungskräfte wurden mit Bußgeldern 
belegt, darunter der seinerzeit persönlich haftende 
Gesellschafter. Dieser wurde wegen Verletzung sei-
ner Aufsichtspflicht verurteilt, weil er nicht die not-
wendigen Aufsichtsmaßnahmen getroffen hatte, 
um Kartellverstöße im Unternehmen zu verhindern. 

V. Kartellschadensersatz 

1. BGH: Lkw-Kartell VI 

Die Serie höchstrichterlicher Urteile im Lkw-Komplex 
ist um eine Episode reicher. In seiner Lkw-VI-Ent-
scheidung hat der BGH im Wesentlichen die bereits 
in den Entscheidungen Lkw IV und V aufgestellten 
Grundsätze, insbesondere hinsichtlich des Beweis-
maßes bei der Schadensfeststellung, bestätigt und 
nunmehr auch auf Fälle des Lkw-Leasings übertra-
gen. Auch in dieser Konstellation soll demnach im 
Rahmen von § 287 ZPO die Schätzung eines Min-
destschadens im Wege einer Gesamtwürdigung aller 
Umstände möglich sein. 

Zudem bleibt der BGH bei seiner strengen Linie hin-
sichtlich der Zurückverweisung des Verfahrens an 
die erste Instanz. Unter Verweis auf sein Urteil i.Sa. 
Lkw V (siehe dazu auch Newsletter 2/2024), hat der 
BGH die Zurückverweisung durch das Oberlandes-
gericht Stuttgart zur Beweisaufnahme für unzulässig 
erklärt und vom Oberlandesgericht gefordert, diese 
umfassende Beweisaufnahme selbst durchzuführen. 

2. Schätzung des Kartellschadens nach 
§ 287 ZPO durch die Instanzgerichte 

Auch auf Ebene der Landes- und Oberlandesge-
richte war die Frage nach der Schätzung des Kartell-
schadens im Berichtszeitraum von besonderer Be-
deutung. Immer mehr Gerichte machen dabei von 
der Möglichkeit einer eigenhändigen Schätzung 
nach § 287 ZPO Gebrauch, so jüngst etwa das OLG 
Schleswig im Zusammenhang mit dem sog. Droge-
riekartell (KWR-Produkte II). 

Das LG Kiel hatte die Klage einer Drogeriekette noch 
abgewiesen, da der kartellrechtswidrige Informati-
onsaustausch der beklagten Lieferanten nach seiner 

Überzeugung keinen Schaden verursacht hatte. Un-
ter Berücksichtigung der Schlecker-Rechtsprechung 
des BGH, nach der auch ein reiner Informationsaus-
tausch die tatsächliche Vermutung eines Schadens 
auslöst, hob das OLG Schleswig das erstinstanzliche 
Urteil auf. Zumindest ein gewisser Schaden sei mit 
der erforderlichen Wahrscheinlichkeit eingetreten.  

Hiervon ausgehend hielt der Senat eine eigenstän-
dige Schadenschätzung auch ohne ökonometrische 
Analyse für möglich und sinnvoll. Auch ein Sachver-
ständiger sei trotz der erheblichen hiermit verbun-
denen Kosten nicht in der Lage, den Schaden zufrie-
denstellend zu beziffern. 

Im Ergebnis sprach der Senat der Klägerin allerdings 
nur EUR 200.000 Schadensersatz zu und blieb mit 
der geschätzten Kartellquote von 0,5% weit unter-
halb des üblicherweise in Kartellschadensersatzver-
fahren behaupteten kartellbedingten Preisauf-
schlags. Angesichts der ursprünglichen Klageforde-
rung von mindestens EUR 16,6 Mio. und der Verur-
teilung zur Zahlung von 95 % der Kosten dürfte sich 
das Urteil für die Klägerin somit als Pyrrhussieg dar-
stellen. 

3. Abtretung von 
Kartellschadensersatzansprüchen 

Auch die Geltendmachung abgetretener Kartell-
schadensersatzansprüche beschäftigt die Gerichte 
weiterhin. Während höchstrichterliche Entscheidun-
gen insbesondere zum sog. Sammelklage-Inkasso 
weiterhin fehlen, tendieren die Oberlandesgerichte 
zunehmend zur Zulässigkeit derartiger Abtretungs-
modelle. 

Demgegenüber wies das LG Dortmund unlängst eine 
Klage gegen das Pflanzenschutzmittel-Kartell we-
gen fehlender Aktivlegitimation der Klägerin ab. Die 
Klägerin, eine Gesellschaft luxemburgischen Rechts 
mit einem Stammkapital von lediglich EUR 12.000, 
hatte Ansprüche eingeklagt, die ihr von ihrer Mutter-
gesellschaft, einer auf den Forderungskauf speziali-
sierten US-Gesellschaft mit Sitz auf den Cayman Is-
lands, abgetreten worden waren. Die Muttergesell-
schaft hatte diese Ansprüche von zahlreichen Ab-
nehmern der Kartellanten gekauft. 

https://www.sza.de/de/thinktank/entwicklungen-deutsches-kartellrecht-2024/
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Das LG Dortmund hielt die Abtretung der Ansprüche 
für sittenwidrig und damit für nichtig i.S.v. § 138 BGB. 
Die Abtretungen dienten zur Überzeugung des Ge-
richts erkennbar in erster Linie der Verlagerung des 
Prozesskostenrisikos auf die Beklagten. Es sei ins-
besondere nicht erkennbar, wie die Klägerin zum 
Zeitpunkt der Abtretungen aus eigenen Mitteln, die 
angesichts des Streitwerts von rund EUR 17 Mio. er-
heblichen Forderungen der Beklagtenseite hätte be-
dienen können. 

4. Kein Schadensersatz für rechtswidrigen 
Zwangsabstieg 

Über einen für Kartellschadensersatzverfahren eher 
untypischen Sachverhalt hatte der BGH im Zusam-
menhang mit dem Zwangsabstieg des SV Wilhelms-
haven e.V. im Jahr 2014 zu entscheiden. Der ur-
sprünglich vor der Sportsgerichtsbarkeit des CAS 
und seit 2013 vor den ordentlichen Gerichten ausge-
tragene Streit beschäftigt den BGH dabei nicht zum 
ersten Mal. Nachdem die FIFA den Abstieg des SV 
Wilhelmshaven e.V. aus der Regionalliga zur Saison 
2013/2014 angeordnet hatte und der Norddeutsche 
Fußballverband (NFV) den Abstieg vollzog, erklärte 
der BGH den Abstieg im Jahr 2016 wegen unzu-
reichender satzungsrechtlicher Bestimmungen des 

NFV für unwirksam. Nachdem der Verein erfolglos 
bis zum BGH auf Wiedereingliederung in die Regio-
nalliga geklagt hatte, machte er nunmehr - auch auf 
eine Verletzung von Art. 101 AEUV gestützt - seinen 
Schaden aus dem rechtswidrigen Zwangsabstieg 
klageweise geltend. 

Auch die Schadensersatzklage wurde nunmehr 
rechtskräftig abgewiesen. Dabei blieb bis zuletzt of-
fen, ob der Zwangsabstieg tatsächlich auch gegen 
Art. 101 AEUV verstieß, weil der SV Wilhelmshaven 
bis zuletzt jedenfalls keinen ursächlichen Schaden 
darlegen konnte. Da der Verein in der fraglichen Sai-
son auch sportlich abgestiegen wäre, hatten die  
Vorinstanzen einen kausalen Schaden verneint und 
das Oberlandesgericht hatte die Revision nicht zu-
gelassen. Die hiergegen eingelegte Nichtzulas-
sungsbeschwerde blieb erfolglos. Der BGH bestä-
tigte die Einschätzung, dass der Kläger für den be-
haupteten ursächlichen Schaden beweisfällig ge-
blieben war. Der Kläger könne nur dann Schadens-
ersatz verlangen, wenn er nachweisen kann, dass er 
ohne Verhängung des Zwangsabstiegs sportlich den 
Klassenerhalt erreicht hätte. Nachweiserleichterun-
gen hielt der BGH insofern auch unionsrechtlich 
nicht für geboten. 
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